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KONKURSMISSBRAUCH 
VERRINGERN

Nicht hinter jedem Konkurs-
fall steckt ein Unternehmen, 
das ungewollt in finanzielle 
Schwierigkeiten geraten ist. 
Manchmal sind auch unlaute- 
re Absichten im Spiel. Mit 
dem revidierten Konkursrecht, 
das seit 1. Januar 2025 in 
Kraft ist, sollen missbräuch-
liche Konkurse eingedämmt 
werden.   

Vor gut 130 Jahren hat das Bun- 
desgesetz über Schuldbetrei-
bung und Konkurs (SchKG) erst- 

mals geregelt, was zu tun ist, wenn ein 
Unternehmen seinen finanziellen Ver- 
pflichtungen nicht mehr nachkommt. 
Das Ziel dahinter war und ist bis heute, 
die Gläubiger bestmöglich zu schützen. 
Insbesondere definiert das Gesetz das 
Verfahren, mit dem Gläubiger ihre An-
sprüche durchsetzen können. Den An-
stoss zur Revision des SchKG und wei-
terer Gesetze und Verordnungen, die 
in diesem Zusammenhang von Bedeu-
tung sind, gab die zunehmende Zahl 
von missbräuchlichen Konkursprakti-
ken. Das sind beispielsweise Unterneh-
men, die fällige Steuern oder Sozial-
versicherungsbeiträge notorisch nicht 
bezahlen und ihre Geschäftstätigkeit 
trotzdem weiterführen. Neu können die 

betroffenen Gläubiger (Kantone, Ge-
meinden, Sozialversicherungen u.a.) 
solche öffentlich-rechtlichen Forderun-
gen über das Konkursverfahren voll-
strecken. Indem sie frühzeitig und von 
sich aus aktiv werden, reduziert sich 
das Risiko, dass das Unternehmen ir-
gendwann selber Konkurs anmeldet – 
und sich auf diesem Weg seiner auf-
gelaufenen finanziellen Verpflichtun-
gen entledigt. Davon profitieren auch 
private Gläubiger in zweierlei Hinsicht: 
Das Risiko, dass der Schuldenberg über 
längere Zeit weiter anwächst, wird 
geringer. Und sie können im Verfahren, 
das seitens einer Behörde bereits ein-
geleitet wurde, ihre eigenen Forderun-
gen anschliessend kostenlos anmelden. 

Mantelhandel kontrollieren
Auch die «organisierte Firmenbestat-
tung» soll strenger kontrolliert werden. 
Deshalb wird mit der Gesetzesrevision 
auch der sogenannte Mantelhandel 
eingeschränkt. Ein solcher liegt vor, 
wenn eine überschuldete Gesellschaft, 
die faktisch keine geschäftlichen Ak-
tivitäten aufweist, sondern lediglich 
aus dem (Aktien-)Mantel besteht, ei-
nem neuen Inhaber übertragen wird. 
Was das Bundesgericht schon länger 
als ungültiges Rechtsgeschäft beurteilt, 
ist jetzt auch als solches im Gesetz fest-

geschrieben. Überdies muss das Han-
delsregisteramt neu aktiv werden und 
Unterlagen einfordern, wenn es einen 
Verdacht auf Mantelhandel hat. Eben-
falls neu sind die Konkursämter ver-
pflichtet, in allen Konkursfällen, in de-
nen Hinweise auf strafbare Handlun-
gen vorliegen, eine Strafanzeige wegen 
möglichen Missbrauchs zu erstatten. 
Unter dem alten Recht mussten die 
Konkursämter nur Strafanzeige erstat-
ten, wenn es sich ganz offenkundig um 
einen Missbrauch des Konkursrechts 
handelte. 

Augen auf bei Opting-out
Aktiengesellschaften und GmbHs un-
terliegen der Revisionspflicht. Die Aus-
nahme: Wenn sie zehn oder weniger 
Vollzeitstellen bieten, können sie auf 
die eingeschränkte Revision verzichten. 
Neu ist ein solches Opting-out aller-
dings nur noch für künftige Geschäfts-
jahre möglich. Dies schränkt die Mög-
lichkeiten ein, eine problematische 
finanzielle Situation durch den Verzicht 
auf die Revision im laufenden Ge-
schäftsjahr zu verschleiern. Zusätzlich 
wird der Beginn des Geschäftsjahres 
mit Opting-out neu im Handelsregis-
ter publiziert und ist damit öffentlich. 
Die skizzierten Neuregelungen zielen 
darauf ab, den Missbrauch des Kon-

kursrechts zu erschweren und Gläubi-
gerinteressen besser zu schützen. Ehrli-
cherweise muss man aber auch einkal-
kulieren, dass diese Änderungen zu-
mindest vorübergehend den Aufwand 
für Behörden und Gerichte erhöhen. 
Wie gut dieser Mehraufwand in der 
Praxis bewältigt werden kann, muss 
sich zeigen. 
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